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Die Bremer Jobcenter haben im vergange-
nen Jahr ihr Budget für die Förderung
Arbeitssuchender nicht ausgereizt. Die Bü-
rokratie sei schuld, kritisieren die einen,
der grundsätzliche Ansatz sei hinderlich,
so die anderen. Jobcenter-Chef Helmut
Westkamp versucht zu erklären, warum er
nicht mehr Menschen helfen kann.

VON CHRISTINA SCHMIDT

Bremen. Helmut Westkamp will erklären.
„Sie müssen verstehen: Das ist ein komple-
xes Gebilde“, sagt der Geschäftsführer der
Bremer Jobcenter und zeigt auf seine Zeich-
nung mit Strichmännchen und Pfeilen. Am
unteren Rand steht ein Fragezeichen, für
alle Fragen, die sich Westkamp und seine
Mitarbeiter jeden Tag stellen: Kommt et-
was heraus bei all’ denMühen, die Arbeits-
suchende und Arbeitsvermittler auf sich
nehmen? Steht am Ende einer Weiterbil-
dung ein neuer Arbeitsplatz? Hilft der Ein-
Euro-Job, um sich an einen Arbeitsalltag
zu gewöhnen? Seit zwei Wochen sieht sich
Westkampauchmit einer neuen Frage kon-
frontiert: Warum reizt er das Budget nicht
aus, das ihmdieBundesregierung zugewie-
sen hat, um Suchende in Arbeit zu vermit-
teln? „Es ist komplex“, antwortet West-
kamp auch dieses Mal. Er wolle die Mittel
ja nutzen, schiebt er hinterher. Ganz so ein-
fach sei das aber nicht.
Im vergangenen Jahr hatten, wie berich-

tet, Jobcenter und Arbeitsagenturen bun-
desweit Mittel nicht ausgeschöpft, mit
denen Arbeitssuchende qualifiziert wer-
den sollten – also Umschulungen, Bewer-
bungstrainings oder Ein-Euro-Jobs. In Bre-
men blieben laut Arbeitsagentur acht Mil-
lionen Euro der Jobcenter-Gelder unge-
nutzt. Für Westkamp ist das wenig überra-
schend: „Unser Budget basiert auf begrün-
deten Annahmen aus vorangegangenen
Jahren, die dann aber nicht eintreten.“ Aus
seiner Sicht auch,weil die Jobcenter abhän-
gig von anderen Akteuren sind.
Bekommen Arbeitssuchende eine Maß-

nahme bewilligt, müssen sie einen Anbie-
ter dafür suchen.Diesewerben umTeilneh-
mer und schnappen sie sich gegenseitig
weg, Kurse werden dadurch
nicht voll und fallen aus. Bietet
kein Träger die gewünschte
Thematik an,müssenArbeitssu-
chende warten. Eingeplante
Mittel können nicht ausgege-
ben werden und verfallen.
Einige dieser Anbieter ver-

tritt UweMühlmeyer. Er ist Vor-
sitzender des Verbunds arbeits-
marktpolitischer Dienstleister,
eines Zusammenschlusses von
Einrichtungen, die Arbeitssu-
chenden Weiterbildungen, Be-
schäftigungundBeratungen an-
bieten.Mühlmeyer versteht nicht, dassMit-
tel verfallen sind: „Hätten wir bis Jahres-
mitte gewusst, dass ungenutztes Geld da
ist, hätten wir mit den Jobcentern planen
können,wiewir es anderweitig einsetzen.“
Die fehlendeKoordination ist nichtMühl-

meyers einziger Kritikpunkt, erwird grund-
sätzlicher: „So wie die Förderinstrumente
konstruiert sind, ist eine ganze Zielgruppe
verloren gegangen.“ Er beobachtet, dass
der Schwerpunkt auf Kurzzeitmaßnahmen,

also Weiterbildungen und Trainings liegt.
„Da kommt nur mit, wer halbwegs pünkt-
lich und zuverlässig ist“, sagt Mühlmeyer.
Ungeübte fielen bei diesen Anforderungen
schnell durch. In Bremen sind etwa 60 Pro-
zent der Arbeitslosen eher ungeübt, sie ha-
ben schon lange keine Arbeit mehr, viele
auch keine Ausbildung.
Jobcenter-Chef Westkamp widerspricht

Mühlmeyers Beobachtung: „Wir haben im-
mer eine Mischung“, sagt er.
DieMischung des nächsten Jah-
res sehe vor, etwa ein Fünftel
der Fortbildungsgelder für Um-
schulungen einzuplanen. 450
Menschen können sie absolvie-
ren. Ein ambitioniertes Ziel, fin-
det Westkamp, schließlich sol-
len die Absolventen im An-
schluss auch Arbeit finden. Und
das gelingt bei Weitem nicht je-
dem–wieder eine unsichereVa-
riable. „Die Leute werden auf
einen prognostizierten Bedarf
hin geschult. Und der tritt viel-

leicht nicht ein“, sagt Westkamp.
Wer nicht die Kriterien für diesen Bedarf

erfüllt, passt gar nicht erst in diesen Kreis
potenzieller Umschüler. So wie die meisten
Frauen, die im Mütterzentrum Tenever
arbeiten. Viele von ihnen sind schon seit
Jahren auf der Suche nach einem Arbeits-
platz, aber alleinerziehend, chronisch
krank oder nicht gut genug ausgebildet,
um Interesse bei Arbeitgebern zu wecken.
Sie sitzen auf der Besuchertribüne der Bür-

gerschaft, als die Abgeordneten bei einer
Aktuellen Stunde über die verfallenenMit-
tel streiten. Unten im Plenarsaal schimpfen
die Redner über Bürokratiehürden, oben
sitzt Christa Brämsmann und stimmt ihnen
zu. „Es ist verdammt schwer, überhaupt
Maßnahmen zu bekommen“, sagt die Ge-
schäftsführerin des Mütterzentrums. 30
Frauen arbeiten bei ihr, die Gehälter zahlt
das Jobcenter. Sie muss sich mit viel Auf-
wand für die Stellen einsetzen, die meisten
werden nur fürMonate bewilligt. Das ist so
beabsichtigt, die Bundesregierungwill den
zweiten Arbeitsmarkt verkleinern.
Es geht also umdie politische Frage, wel-

che Wirkung die Förderungen des Jobcen-

ters haben sollen: Begleiten sie Suchende
ein Stück des Weges, zurück auf den
Arbeitsmarkt? Oder schaffen sie einen
dauerhaften Beschäftigungsbereich, um
Menschen eine Aufgabe zu geben? „Das
wäre ein öffentlicher Beschäftigungssek-
tor, über den man politisch verhandeln
muss. Den können wir aber nicht aus unse-
rem Budget bezahlen“, sagt Westkamp.
Und so schließt sich der Kreis bei der Frage,
warumdas Jobcenter sein Budget nicht aus-
reizt: „Wir habennicht für jeden eine geeig-
nete Maßnahme“, sagt Westkamp. Er för-
dert vorrangig jene, in denen er Potenzial
sieht, um zurück auf den Arbeitsmarkt zu
kommen. So will es die Politik.

Bremen (wig). „Juckt es die SPD schonwie-
der in den Fingern, Geld auszugeben, was
Bremen nicht hat?“ So reagierte gestern
der finanzpolitische Sprecher der Grünen,
Hermann Kuhn, auf Kritik aus der SPD, die
auf Risiken der Sparpolitik im grün-geführ-
ten Finanzressort verwiesen hatte. Senat
und Bürgerschaft, so Kuhn, hätten noch
schwierige Entscheidungen vor sich – und
er habe angenommen, dass sich die Regie-
rungsparteien „gemeinsam auf dem verab-
redeten Konsolidierungspfad bewegen“.
Uta Kummer, Chefin der stadtbremi-

schen SPD, hatte betont, die SPD steht hin-
ter demSanierungskurs, warne aber davor,

Haushaltsdaten „wie eine Monstranz“ vor
sich her zu tragen und notwendige Investi-
tionen zu unterlassen.
Kuhn hielt gestern dagegen, die Zahlen

seienkeineMonstranz, sondern „der sachli-
che Ausdruck politischer Entscheidun-
gen“. Bremen habe auch 2012 sparsamer
gewirtschaftet, als es die Vorgaben der Sa-
nierung erforderten. Gabi Piontkowski
(CDU) betonte, die Grünen schmückten
sich dabei mit fremden Federn. Wenn es
2012 positive Effekte gegeben habe, dann
seien sie Folge der „guten konjunkturellen
Entwicklung auf Bundesebene und der his-
torisch niedrigen Zinsen“.

Streit über Sparpolitik

Förderung nicht für jedermann
Jobcenter-Chef Helmut Westkamp verteidigt sich gegen Kritik an der Sparsamkeit seiner Behörde

Bremen (crs). Auf dem Weg ins Jobcenter
passierten gestern zahlreiche Bremer eine
Gruppe von Demonstranten. „Keine/r
muss alleine zum Amt“ hieß es auf Schil-
dern. Die Demonstranten machten damit
auf das Recht aufmerksam, sich von Fami-
lienmitgliedern, Freunden oder professio-
nellen Beratern zu Terminen ins Jobcenter
begleiten zu lassen. „Beistand kann helfen,
die Situation zu entspannen“, sagte Jürgen
Willner vom Bremer Erwerbslosenverband
(BEV). Selbst als stumme Zeugen könnten
Begleiter oft dabei helfen, dass die Ge-
sprächsteilnehmer respektvoll miteinander
umgehen und so Konflikte entschärfen.

„Wir bieten unsere Hilfe jedem direkt
an“, erklärte Willner. Alle Teilnehmer der
Demonstration würden sofort mit zum Ter-
min kommen. Außerdem möchten sie
Hartz-IV-Empfänger über ihre Rechte infor-
mieren und sie zum Umgang mit Sanktio-
nendurch das Jobcenter beraten. „Wir sind
überrascht, wie viele unsere Beratungsstel-
len nicht kennen“, sagte Willner. Mehrere
Aktionsbündnisse und Beratungseinrich-
tungen, darunter die SolidarischeHilfe, die
Montagsdemonstranten und der BEV ste-
hen auch heute vor dem Jobcenter. Im ver-
gangenen Herbst hatten sie eine Woche
lang eine ähnliche Aktion veranstaltet.

Demo vor dem Jobcenter

Bremen (fis).Wennalle Ergebnisse aus den
Erhebungen vorliegen, wollen die Depu-
tierten der Bau- und Umweltdeputation die
Neukalkulation der Müllgebühren bewer-
ten.Gestern hat die BehördedenZwischen-
bericht zur Umstrukturierung in der Depu-
tation vorgestellt. Bekanntlich sollen ab 1.
Januar 2014 dieGebühren angehobenwer-
den, umKostensteigerungen aufzufangen.
Daten rundumHaushalts- undGewerbe-

größen,mit denen die neuenGebühren kal-
kuliert werden sollen, hatte die Umweltbe-
hörde in den vergangenen Monaten von
Grundstückseigentümern erbeten. Knapp
30 Prozent der Antworten fehlen noch.

Die Einführung einer Grundgebühr und
die Einordnung von Single-Haushalten
und Großwohnanlagen hatten schon für
Kritik gesorgt. Der SPD-Abgeordnete Arno
Gottschalk erklärte gestern, bei den Groß-
wohnanlagen müsse genau hingeschaut
werden. Die grüne Abgeordnete Maike
Schaefer möchte die Deputation erneut mit
demThemabefassen, bevor es imHerbst in
die Bürgerschaft geht. Die Aufklärung der
Verbraucher über die Verwendung der
Grundgebühr hält sie fürwichtig. DieseGe-
bühr ist etwa für den Betrieb vonRecycling-
höfen und anderen Einrichtungen sowie
für öffentlicheMüllgefäße gedacht.

VON WIGBERT GERLING

Bremen.Wenn es umdie juristischeVertre-
tung des Bundeslandes Bremen beim Ver-
fahren vor dem Bundesverfassungsgericht
zum Länderfinanzausgleich geht, dann ist
jetzt ein Fachmann oben auf die Wunsch-
liste gerückt: Joachim Wieland, Professor
für Öffentliches Recht, Finanz- und Steuer-
recht an der Universität für Verwaltungs-
wissenschaften in Speyer undVorsitzender
der Vereinigung der Deutschen Staats-
rechtslehrer. Auch der Name des Bielefel-
der Hochschullehrers Johannes Heller-
mann wird genannt, aber die klare Ten-
denz lautet nun: Wieland für Bremen.
Es geht ums Geld. Anfang Februar hat-

ten sich die Länder Hessen und Bayern in
einer gemeinsamen Kabinettssitzung dar-
auf verständigt, dass sie das Bundesverfas-
sungsgericht anrufen. Die Juristen sollen
das Systemdes Länderfinanzausgleichs be-
urteilen, das die Verteilung der staatlichen
Einnahmen zwischen Bund, Ländern und
Kommunen regelt. Die beiden finanzstar-

ken Länder zahlen Milliarden in den Län-
dertopf ein und halten die derzeit gültige
Verteilung für ungerecht.
Im Gegensatz zu den „Geberländern“

Hessen und Bayern gehört Bremen zum –
inzwischen großen – Kreis der sogenann-
ten Nehmerländer. Der Senat hat signali-
siert, dass er nicht gewillt ist, den juristi-
schen Angriff der beiden Kläger vor dem
Bundesverfassungsgericht kommentarlos
über sich ergehen zu lassen. Bremen ist ent-
schlossen, in den Prozessverlauf vor den
Karlsruher Richtern die hansestädtische
Position einzubringen.
Alles deutet nun darauf hin, dass der re-

nommierte Hochschullehrer Joachim Wie-
land beauftragt wird, das Verfahren imNa-
mendes Bundeslandes Bremens zu flankie-
ren. Er hatte Bremen bereits früher einmal
vor dem Bundesverfassungsgericht vertre-
ten und gehörte zumKreis der Sachverstän-
digen der Föderalismuskommission, die
sich auf Bundesebenemit der Finanzvertei-
lung befasst hatte. Anfang dieses Jahres
war beispielsweise mit besonderer Auf-

merksamkeit registriert worden, dass Joa-
chimWieland zueinemFachvortrag insRat-
haus eingeladen worden war. Thema der
sehr gut besuchten Abendveranstaltung in
der Regierungszentrale: „Länderfinanzaus-
gleich 2020 – aufgabengerecht, leistungs-
gerecht, solidarisch!“
Als Hessen und Bayern Anfang Februar

denSchulterschluss übten und dengemein-
samenGang vor das Bundesverfassungsge-
richt besiegelten, gab es unter den rot-grü-
nen Regierungspolitikern in Bremen nicht

nur Kopfschütteln, sondern auch Häme.
Als „Wahlkampf-Gag“wurde die angekün-
digte Klage gegen den Länderfinanzaus-
gleich eingestuft, als „abstrus“ und auch
„peinlich“. Schließlich seien in beiden Län-
dern im Herbst die Landtagswahlen, hieß
es. Die Regierungen setzten offenbar dar-
auf, dass sie damit punkten könnten, wenn
sie betonten, die Hessen oder Bayern soll-
ten nichtmehr so viel Steuergeld in dengro-
ßen Topf geben, damit es beispielsweise in
Bremen verprasst werde.
Der Bremer Finanzwissenschaftler An-

dréHeinemann hält zwar den angekündig-
ten juristischenVorstoß der beidenBundes-
länder in Karlsruhe für „überflüssig wie
einen Kropf“. Gleichwohl warnte er ges-
tern davor, das Verfahren zu unterschät-
zen. Es habe „eine besondere Qualität“, so
der Experte, wenn die Grünen, die in Bre-
men mit der SPD regieren, in Hessen aus
der Oppositionsrolle die Klage ihrer Lan-
desregierung unterstützten. Heinemann
empfiehlt: „Bremen muss genau schauen,
was die anderen Bundesländer tun.“

Demonstranten vor dem Jobcenter Mitte: Sie sind unzufrieden damit, wie Sachbearbeiter mit Arbeitssuchenden umgehen. FOTO: KUHAUPT

Bremen (wk). Fünf maskierte Männer ha-
ben am Mittwochabend ein Ehepaar in
Schönebeck überfallen. Die 69 Jahre alten
Opfer wurden gefesselt, beide erlitten
einen schweren Schock. Die Täter erbeute-
ten Gegenstände im Wert von mehr als
10000 Euro.
Nach Angaben der Polizei wollte der

69-jährigeManngegen 19.20Uhr dieHaus-
tür aufschließen, als ihn fünf Männer von
hinten packtenund in denHausflur schubs-
ten. Seine Frau wurde ebenfalls von den
Eindringlingen überwältigt. Die Täter fes-
selten Arme und Beine ihrer Opfer mit sil-
bernemTapebandund durchwühlten sämt-
liche Schränke und Schubladen auf beiden
Etagen des Einfamilienhauses amZiegelei-
weg. Sie entkamen mit diversen Wertsa-
chen, darunter eine wertvolle Münzsamm-
lung. Das Ehepaar konnte sich nach eini-
ger Zeit selbst befreien und alarmierte die
Polizei. Beide mussten vorübergehend in
einer Klinik versorgt werden.
Die fünf Täter sollen etwa 25 Jahre alt

und rund 1,85 Meter groß sein, einer ist et-
was kleiner. Alle sprachenDeutschmit aus-
ländischem Akzent, sie waren komplett in
Schwarz gekleidet undmit schwarzenMas-
kengetarnt. Die Polizei sucht nunnachZeu-
gen, Hinweise unter Telefon 36238 88.

Helmut Westkamp
FOTO: KUHAUPT

Lotto am Mittwoch: Klasse 1: unbesetzt, Jackpot
14020667,80 Euro; Klasse 2: 1 063 547,40 Euro;
Klasse 3: 60428,80 Euro; Klasse 4: 3113,90 Euro;
Klasse 5: 121,50 Euro; Klasse 6: 39,30 Euro; Klasse
7: 17,80 Euro; Klasse 8: 9,40 Euro.
„Spiel 77“ am Mittwoch: Klasse 1 „Super 7“: unbe-
setzt, Jackpot 707086,60 Euro; Klasse 2: 77777
Euro; Klasse 3: 7777 Euro; Klasse 4: 777 Euro;
Klasse 5: 77 Euro; Klasse 6: 17 Euro; Klasse 7: 5
Euro.
„Super 6“ am Mittwoch: Klasse 1: 100000 Euro;
Klasse 2: 6666 Euro; Klasse 3: 666 Euro; Klasse 4:
66 Euro; Klasse 5: 6 Euro; Klasse 6: 2,50 Euro (ohne
Gewähr).

Müllgebühr: Aufklärung nötig

Ehepaar zu
Hause überfallen
Fünf Täter rauben wertvolle Münzen

DieBahnhofsmission imHauptbahnhof bit-
tet am Montag, 4. März, ganztägig im Be-
reich des Bahnhofs um Spenden in eigener
Sache. Die Sammler sind an ihren blauen
Westen erkennbar, die das Logo der Bahn-
hofsmission tragen: ein rotes Kreuz auf wei-
ßem Grund mit dem Schriftzug Bahnhofs-
mission.

Der Beirat Mitte lädt für Montag, 4. März,
zu einer öffentlichen Beiratssitzung und
einer Anwohnerversammlung ein. Beginn
ist um 19 Uhr in der Arbeitnehmerkammer,
Bürgerstraße 1. Auf der Tagesordnung
steht die Stellungnahme des Beirats zum
Bauantrag für die Gebäude auf dem Bahn-
hofsvorplatz.

Eine Ausbildungsplatzbörsewird am Don-
nerstag, 7. März, von 10 bis 15 Uhr im Be-
rufsinformationszentrumamDoventorstein-
weg 44 veranstaltet. 20 Unternehmen so-
wie Kammern beraten Besucher und infor-
mieren über ihre Ausbildungsplätze.

„Nicht ducken, mucken!“ lautet der Titel
einer Fachtagung für Sozialarbeiter und So-
zialpädagogen am Mittwoch, 13. März, in
der Universität Bremen. Frank Bettinger
hält ein „Plädoyer für eine (Re-)Politisie-
rung sozialer Arbeit“. Die Tagung geht von
10 bis 17 Uhr. Anmeldungen per E-Mail an
info@kritischesozialearbeit.de.

Der Mann, der Bremen retten soll
Senat will JoachimWieland als Experten im Gerichtsverfahren zum Länderfinanzausgleich

Ganz oben auf der
Wunschliste des Se-
nats: Joachim Wie-
land, Jura-Professor
an der Universität
Speyer, soll Bremen
im Streit über den
Länderfinanzaus-
gleich beistehen.
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REDAKTION BREMEN
Telefon 0421/36713690
Fax 0421 /36711006

Mail: lokales@weser-kurier.de

LOTTOQUOTEN

STADTUMSCHAU

ANZEIGE

Bürgerpark Tombola

Die Lose zur Bürgerpark Tombola erhalten
Sie im Pressehaus, Martinistraße 43.

je Los 2 €


